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SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
SNB Schweizerische Nationalbank
ALV Arbeitslosenversicherung
EO Erwerbsersatzordnung
AVIG Arbeitslosenversicherungsgesetz
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

BNS Banque nationale suisse
AC assurance-chômage
APG allocations pour perte de gain
LACI Loi sur l'assurance-chômage
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Obwohl sich im Herbst 1992 die von Bundesrat Delamuraz zu Konsultationen
eingeladenen Vertreter der Gemeinden noch skeptisch in bezug auf den Erfolg eines
Investitionsbonus gezeigt hatten, machten sie nun von dieser ausserordentlichen
Subvention für vorgezogene Bauprojekte regen Gebrauch. Besonders gross war die
Zufriedenheit in der Westschweiz, da der Bundesrat bei der Zuteilung der zur
Verfügung stehenden Summe nicht bloss die Grösse eines Kantons, sondern auch seine
Arbeitslosenrate berücksichtigt hatte. Die SP wie auch die Gewerkschaft Bau und
Industrie forderten eine Aufstockung um weitere 200 Mio Fr., was aber von den
bürgerlichen Regierungsparteien abgelehnt wurde. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.11.1993
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SP-Fraktion ab, welche für
die Jahre 1994 bis 1996 einen Rahmenkredit von 200 Mio Fr. zur Mitfinanzierung von
kantonalen, kommunalen und privatrechtlich organisierten Projekten verlangte, die sich
spezifisch an arbeitslose Frauen richten. Das Plenum schloss sich damit der Mehrheit
seiner Kommission an, die durchaus anerkannte, dass Frauen im Erwerbsleben immer
noch benachteiligt und von der Arbeitslosigkeit überproportional betroffen sind, die
vorgesehene Finanzierung aber für zu ambitiös und deshalb wenig effizient erachtete.
Mit den 200 Mio Fr. sollten nämlich nur 10% bis 25% der Projektkosten gedeckt werden,
was seitens der Kantone, der Gemeinden oder anderer Trägerschaften insgesamt
Investitionen in Milliardenhöhe bedingen würde, um diese Bundesbeiträge auszulösen.
Sie verwies auch darauf, dass bereits heute im Rahmen des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) die Möglichkeit besteht, frauenspezifische
Projekte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit einem wesentlich höheren
Beitragssatz der Arbeitslosenversicherung zu realisieren. Die vorgesehenen Reformen
im teilrevidierten AVIG würden hier zudem noch zu weiteren Ausbaumöglichkeiten
führen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1994
MARIANNE BENTELI

Mathias Reynard (ps,VS) demande, en reprenant l'initiative parlementaire déposée par
Carlo Sommaruga (ps, GE), de verser 300 millions de francs du bénéfice annuel de la
Banque nationale suisse (BNS) à la Confédération. Ce montant permettrait de créer un
fonds de formation continue et d'insertion professionnelle, destiné en priorité pour la
réinsertion professionnelle des personnes de plus de 50 ans et pour favoriser l'accès
des jeunes à leur premier emploi.
Lors de l'examen préalable, la CSEC-CN a proposé, par 17 voix contre 6, de ne pas
donner suite à l'initiative. La majorité des membres s'oppose à ce que le fonds soit
alimenté par une part du bénéfice de la BNS, rappelant l'indépendance de la banque.
Elle rappelle que le financement des mesures de formation continue a été abordé dans
le message FRI. De plus, le Conseil fédéral, comme indiqué dans son avis relatif à
l'initiative de limitation, entend prendre des mesures pour améliorer la situation des
chômeurs âgés. En revanche, une minorité insiste sur la nécessité de prendre des
mesures. 
Lors du passage au Conseil national, l'initiative a été rejetée par 121 voix contre 69 et 6
abstentions. Seuls les Verts et les socialistes ont supporté la proposition de la
minorité. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2019
DIANE PORCELLANA
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Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Diskussionslos gab der Nationalrat einer parlamentarische Initiative Allenspach (fdp,
ZH) Folge, welche verlangt dass das Bundesgesetz über die EO dahingehend geändert
wird, dass die Entschädigungen an jeden Dienstleistenden mindestens jenem Betrag
entsprechen, den er im Falle von Arbeitslosigkeit erhielte. Kommission und Plenum
anerkannten zwar, dass die Arbeiten der Verwaltung zur 6. EO-Revision bereits weit
fortgeschritten sind und in die von Allenspach anvisierte Richtung deuten, wollte sich
aber mit der Annahme der parlamentarischen Initiative die Möglichkeit offenhalten, bei
allfälligen Verzögerungen selber legislatorisch tätig werden zu können. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Private Vorsorge

Gegen den Willen einer rot-grünen Minderheit, welche argwöhnte, hier gehe es um ein
verkapptes Steuergeschenk an die Vermögenden, beschloss die sozialpolitische
Kommission des Nationalrates, einer parlamentarischen Initiative Nabholz (fdp, ZH)
Folge zu geben, welche beantragt, die steuerlich privilegierte Säule 3a sei auch für
Nichtberufstätige zu öffnen. Nabholz hatte dabei vor allem die Frauen im Visier, welche
zugunsten von Erziehungs- und Betreuungsarbeiten auf eine Erwerbstätigkeit
verzichten, aber auch Arbeitslose und Invalide. Eine analoge Empfehlung der
Rechtskommission des Ständerates wurde diskussionslos verabschiedet (96.3368). 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit 109 zu 60 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Nabholz
(fdp, ZH) Folge, welche eine Öffnung der Dritten Säule für bestimmte Kategorien
Nichterwerbstätiger verlangt. Konkret davon betroffen werden insbesondere
Hausfrauen sein, die ohne Entlöhnung Erziehungs- und Betreuungsaufgaben
wahrnehmen, sowie Arbeitslose und Invalide. Sie sollen inskünftig ebenfalls den
Steuerabzug für ihre in der individuellen Selbstvorsorge angelegten Mittel geltend
machen können. Eine linke Kommissionsminderheit monierte vergebens, hier handle es
sich in erster Linie um ein verkapptes Steuergeschenk an wohlhabende Kreise, da nur
sie über die dafür notwendigen zusätzlichen Mittel verfügten, währenddem Arbeitslose
und nichterwerbstätige Invalide nur in den seltensten Fällen ein Einkommen erzielten,
welches dieses Sparpotential erlaube. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im Juni 2020 reichte die SVP-Fraktion eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie
Selbständigerwerbende von der ALV-Beitragspflicht entbinden wollte; gemäss der
aktuellen Regelung müssen Selbständige in arbeitgeberähnlicher Stellung ALV-Beiträge
bezahlen. Da diese keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung hätten, sei es «nur
gerecht», sie auch von der Beitragspflicht zu befreien. Die Problematik sei durch die
Corona-Krise noch einmal verdeutlicht worden, als der Bundesrat
Selbständigerwerbenden zeitlich befristet Zugang zu Erwerbsersatz gewährt hatte.
Damit habe er «die diskriminierende Behandlung von Selbständigerwerbenden
bestätigt», betonte die SVP-Fraktion in der Begründung ihrer Initiative. 
Anfang November 2020 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Problematik der ALV-
Beitragspflicht für Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung und diskutierte neben der
Initiative der SVP-Fraktion auch eine parlamentarische Initiative Silberschmidt (fdp, ZH;
Pa.Iv. 20.406). Diese wollte die Beitragspflicht beibehalten, aber im Gegenzug auch die
entsprechenden Unternehmerinnen und Unternehmer gegen Arbeitslosigkeit
versichern. Letzterem Vorschlag konnte eine Kommissionsmehrheit von 18 zu 7
Stimmen mehr abgewinnen als dem Vorschlag der SVP-Fraktion, zu dem die
Kommission kein Folgegeben riet.
In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat die Initiative der SVP, wobei
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Albert Rösti (svp, BE) die eigene Initiative bewarben und
die Initiative Silberschmidt kritisierten. Letztere öffne dem «Missbrauch Tür und Tor».
Dennoch gab der Nationalrat mit 90 zu 84 Stimmen der parlamentarischen Initiative der
SVP-Fraktion knapp keine Folge. Neben sämtlichen Mitgliedern der SVP-Fraktion sprach
sich auch fast die gesamte FDP.Liberale-Fraktion und eine Minderheit der Mitte-
Fraktion für die Initiative aus. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
übernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwürfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begründet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stünden. Übergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
künftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwürfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzuführen. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLÈNE GERBER

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und später von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) übernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesrätlichen
Botschaften zu Erlassentwürfen explizite Stellungnahmen bezüglich der Einhaltung
der Sozialziele  forderte, gab der Nationalrat Anfang März 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Während die Fraktionen der SP und der Grünen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstützten, wurde sie
von einer bürgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die SP-Fraktion reichte in der Wintersession fünf parlamentarische Initiativen zur
Ankurbelung der Wirtschaft und gegen die zunehmende Arbeitslosigkeit ein. Sie
verlangte damit die Förderung von öffentlichen Investitionen, die Einführung einer
Innovationsrisikogarantie sowie zusätzliche Massnahmen in der Weiterbildung. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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